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Das war nicht wohlgetan mein Feldherr, heißt es im
Wallenſtein. Wir müſſen dieſes Wort mit ſchmerzlichem
Bedauern auch auf den Brief anwenden, den der Präſi
dent der deutſchen Republik an Herrn von Loebell gerich

et hat. Selbſtverſtändlich iſt es auch dem Stagatsober-
haupt unbenommen, ſeine politiſche Anſicht im engeren

Kreiſe zu äußern, nur darf ſie nicht ein Beeinfluſſungs
verſuch der Oeffentlichkeit gegenüber werden. Wenig-
ſtens nicht bei uns, wo die Weimarer Verfaſſung ihrem
erſten Beamten ſehr enge Grenzen zieht. Man hat oft,
gerade in der letzten Zeit darüber geſtritten, ob es ſich
nicht empfehlen würde, nach amerikaniſchem Muſter die
Präſidialrechte zu erweitern, und in der Tat ſpricht vie
les dafür, vor allem die Möglichkeit, Kriſen abzubiegen,
die nicht in der Natur der Sache unbedingt und folge

richtig gelegen ſind. Herr Coolidge iſt drüben ſelbſt Chef
ſeines Kabinetts, ohne geſtürzt zu werden, und aus ſei

ner Regierung kann man ihm keine Stütze herausbrechen,
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nicht aus ohne daß der Kongreß eine Zweidrittel- Mehrheit dafür
Geſichtspuf aufbringt. Das hat ſich durchaus bewährt. Aber ſelbſt
Verantwi wenn man die Frage nach einer Stärkung der höchſten

ſchluß Gewalt bejaht, vorläufig gelten noch die Beſtimmungen
on Weimar und ſie verlangen peinliche Jnnehaltung.

Huſten err von Hindenburg. hat das auch mit feinem Gefühl
Munde urchaus begriffen und im erſten Teil ſeines Schreibens
Eintreten klar und deutlich ausgeſprochen. Leider vbiegt er im zwei
uſchuſes ten Teil ſelbſt davon ab.

Sicherlich war urſprünglich dieſer Brief nicht zur
Veröffentlichung beſtimmt. Als aber die Kunde davon

hinausglitt, blieb einem ſo aufrechten Manne wie Hin
denburg nichts übrig, als ſich in voller Freiheit, die in
Wirklichkeit keine Freiheit mehr war, zu ihm zu bekennen.
Herr von Loebell, deſſen Tätigkeit ſchon im kaiſerlichen
Regime nicht gerade zum Nutzen gereichte, hat dem von
ihm ſelbſt auf den Schild erhobenen Feldmarſchall unge

e heueren Schaden zugefügt. And man kann uns ſagen was
u nan will, der Verdacht iſt zum mindeſten nicht von der

Hand zu weiſen, daß es ſich hier um ein Spiel mit ge
oſchüre, zu zinkten Karten gehandelt. hat. Die Herren zur Rechten
Vorwerk haben häufig im ſtillen Kämmerlein geſeufzt, wenn ſie an
n die Wahl des vergangenen Jahres dachten Weh uns,
n wir haben geſtegt! Sie hatten zum Bau der deutſchen Re
daß u Hublik den ſtärkſten Quaderſtein herangeſchleppt und er
heiten Ki kannten mit Schmerz, daß ſie, die das Böſe gewollt, das
n in Gute geſchafft hatten. Deshalb dieſe liebenswürdige Jn
n e krige, an deren Ende wohl der Rücktritt des Präſidenten
ſtarke heſſ ſtehen ſollte. Selbſtverſtändlich wird man mit einer ſol
güchen M (hen Behauptung ſofort zum Verleumder geſtempelt, aber
lage mit der Ehre der anderen gehen unſere Rechtskreiſe nicht
n ſonderlich ſäuberlich um. Herr von Loebell hat ja auch
n ihre i mit ſittlicher Entrüſtung die Mutmaßung zurückgewieſen,

als hätte er den Brief ohne Zwang veröffentlichen wol
e Gefahr len. Erſt die ſozialdemokratiſche Ankündigung habe ihm
Ate den Rückweg verſperrt. Der Vorwärts jedoch bringt in

Guene FaſtmiliDruck das Plakat, das für den 20. Juni bereits
wird fertiggeſtellt worden war, das Bild und den Brief Hin

denburgs mit dem Zuſatz: Stimmenthaltung zu üben, wo
won der Reichspräſident kein Wort geſagt hat.

Dieſer Zwiſchenfall hat die politiſche Lage noch wei
ſinnen er verſchärft. und droht die Sozialdemokraten in erhöh
ite rig tem Ausmaß zu radikaliſteren. Vor allem aber ſchmerzt

es, daß Herr von Hindenburg nun in dieſen Kampf hin
o eingezogen werden wird, während wir alle dringend ge

wünſcht haben, daß er, der Präſident, über den Parteien,
außerhalb des politiſchen Tagesſtreites ſtände. Jn ſeinem

dem a Brief findet ſich ein Wort, das beſonders bedenklich iſt.
die ger Er wirft dem deutſchen Volk groben Undank gegen die
e in Paſ Hohenzollern vor, falls es dem Volksentſcheid zum Siege
och e verhelfen ſollte. Man kann über die Rechtsfrage denken

wie man will, und auch weite Kreiſe der Demokraten ha
alen We ben ſich gegen den Volksentſcheid ausgeſprochen, weil ſie
e en ine entſchädigungsloſe Enteignung nicht mit der Ver

faſſung für vereinbar halten. Aber aus rechtlichen, nicht
udend aus moraliſchen Gründen. Jrgend ein Dank gebührt dem

letzten Kaiſer nicht. Gewiß, er hat ehrlich den Frieden
n zu wahren verſucht, aber ſeine Reden haben auch in den

jer neutralen Staaten die an ſich falſche Aeberzeugung von
ahahreſeinem Kriegswillen geweckt. Seine Regierung hat in 30

Jahren das große Erbe der Väter reſtlos verſchleudert.
Zwei Kronzeugen führen wir dafür an, denen auch kein
Deutſchnationaſer die Gefolgſchaft verweigern kann Otto
von Bismarck, der das Nötige im dritten Wandel ſeiner

J C n

Gedanken und Erinnerungen ſagt, und Paul von Be
neckendorff und Hindenburg, der ja ſelbſt dem Kaiſer zur
Abdankung riet und damit ein vernichtendes Arteil über
ihn fällte.

Die Reichsregierung iſt durch dieſen Vorgang in eine
peinliche Lage gebracht worden. Formal kann ſie jede
Verantwortung ablehnen, denn der Brief hätte, um eine
amtliche Kundgebung darzuſtellen, der Gegenzeichnung des
Reichskanzlers bedurft. Aber die Frage iſt doch wohl be
rechtigt, warum das Kabinett nicht das äußerſte verſucht
hat, gegebenenfalls ſogar unter Androhung des Rück
tkritts, um die Zuſtimmung zur Bekanntgabe zu verhin
dern. And da ſei uns ein offenes ehrliches Wort geſtat
tet. Man hat uns manche Vorwürfe gemacht, weil wir
den Sturz Luthers in jenem Augenblick nicht guthießen.
Die Ereigniſſe haben uns Recht gegeben. Herr Marx iſt
eine ſchwere Enttäuſchung für jeden der an ihn glaubte.

Wer hinter die Kuliſſen geſehen hat, weiß, daß Luther ſich
anders verhalten hätte. Er hat mit dem Präſidenten
gerungen, um in der Frage des Volksentſcheides eine
Stellung einnehmen zu können, die den maßlos übertrie
benen Anforderungen der Fürſten Parole bot. Er hätte
Herrn von Loebell ganz ſicher das Handwerk gelegt.
Aber ſelbſt wer daran zweifelt, ſehe ſich einmal die Per
ſonalpolitik an die jetzk getrieben wird. Herr Marx, einer
der Vorſitzenden des Reichsbanners, ernennt Beamte, die
überall zu finden ſind, nur nicht auf dem Boden der deut
ſchen Republik. Man muß ſagen, daß Herr Luther, deſſen
republikaniſche Geſinnung ſicher nicht ohne Zweifel war,
der ſich aber doch immerhin zu einem Lippenbekenntnis
entſchloß, niemals uns das angeboten hat. Und noch eines
Das Kabinett wurde geſtürzt, weil es die Flaggenverord
nung unſeligen Angedenkens erlaſſen hatte. Der Nachfolger
des Kanzlers wurde Herr Marx, der als Reichsjuſtizmini
ſter die Verordnung verteidigt hat. Die Eingeweihten
konnte es nicht überraſchen, daß er ſie ausdrücklich als zu
Recht beſtehend bezeichnete und jetzt ihre Durchführung
angeordnet hat. Wir haben tatſächlich den Teufel mit
Beelzebub vertrieben. Ein Kopfſchütteln geht durch das
deutſche Volk.

Trübe genug ſind die Ausſichten für ein Kompromiß.
Erſt muß der Volksentſcheid abrollen, ehe man dieſe Fra
ge ernſthaft erörtern wird. Ueber die Ausſichten zu ſpre
chen iſt ſicher verfrüht und doch, große Hoffnungen haben
auch die leidenſchaftliſten Befürworter heute nicht. Die
Biſchöfe haben ſich in einem Runderlaß dagegen gewandt
und man darf wohl annehmen, daß entſprechende Wei
ſüngen an den Klerus ergangen ſind. Die republikaniſch
zuverläſſtge Partei des Zentrums wird auch hier dieſelbe
Haltung einnehmen, wie in der Flaggenfrage. Als vor
ſichtige Hausväter ſchlagen ſie die Brücke nach rechts, ohne
die nach links abzubrechen. Man ſoll ſie deshalb nicht
ſchelten, ſie ſind eben Taktiker, von denen man viel lernen
kann und die es vor allem ausgezeichnet verſtehen, ihre
eigene Machtſtellung zu ſtärken und zu feſtigen, nur ſoll
man ſie in jeder Rechnung für die deutſche Republik als
Dubioſe vermerken, Verlaß iſt niemals auf ſie geweſen,
und wer ihre Perſonalpolitik genauer beträchtet, wird ſich
eines leiſen Schauderns nicht erwehren können.

Die Parteien der Mitte ſtehen zum Kompromiß. Wir
haben Grund zu der Annahme, daß eine entſprechende Er
klärung noch in dieſen Tagen erfolgt und daß auch eine
Niederlage des Volksentſcheides den Fürſten nicht ge
währt, was des deutſchen Volkes iſt. Jn der Flaggen
frage ſind wir weiter denn je von einer Verſtändigung
entfernt. Man ſoll die Dinge reifen laſſen. Dafür hat-
ten wir in dieſen letzten trüben Tagen wenigſtens eine
kleine Freude. Die Meckhlenburgiſchen Wahlen haben den
Radikalismus rechts und links auf dem Schlachtfeld ver
bluten ſehen. Kommuniſten und Völkiſche erlitten eine

(vernichtende Niederlage, in die auch die Deutſchnationg-
len miteinbezogen wurden. Leider ſind die Demokraten nicht
Sieger geworden. Eine genaue Nachprüfung des Wahl
ergebniſſes zeigt, daß ſich die Parteien der Mitte gegen
ſeitig zerrieben haben, und es wäre doch ſo leicht gewe
ſen, die Stimmverluſte der anderen aufzufangen.

Ein magerer Troſt iſt es, daß auch die fremden
Staaten keine erfreulichen Ereigniſſe zu verzeichnen haben.
Jn England dauert der Kohlenſtreik weiter, und die
ſſchwachen Hoffnungslichter brennen immer noch trübe. Der
Zerfall der Liberalen in zwei Flügel unter Lloyd George
ünd Lord Oxford, wie Asquith nach ſeiner Nobilitierung
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heißt, wird die Gegenſätze verſchärfen. Jn Frankreich
droht das Kabinett von neuem in eine Kriſe verwickelt
zu werden. Die Gerüchte über den Rücktritt des Finanz
miniſters Perets wollen nicht verſtummen. Der Fran-
ken ſtürzt und ſtürzt, und die geradezu kindlichen Maß
nahmen der Regierung werden ihm in dieſem Bemühem
nicht aufhalten. Nichts, garnichts hat man in Paris von
dem verzweifelten Kampf des deutſchen Volkes gegen die
Jnflation gelernt. Man verſucht es auf den gleichen We
gen, auf denen wir nur immer tiefer in den Moraſt hin
eingeraten ſind. Eine Notgemeinſchaft bildet ſich bereits
Frankreich und Belgien haben Verhandlungen angeknüpft,
um gemeinſam den Währungszerfall zu bekämpfen, und
in Paris, wie Brüſſel hofft man, daß ſich Jtalien ihnen
geſellen wird: Jch ſei, gewährt mir die Bitte, in eurem
Bunde der Dritte

Nur ſo wird allmählich das Chaos Europas über
wunden werden, daß ſich die Staaten enger aneinander-
ſchließen. Die Amerikaner fordern ſchon jetzt eine Ge
meinbürgſchaft der einſtigen Feinde, die allein Rettung
bedeuten könnte. Deutſche Abgeordnete der großen Koa-
lition, die bei Briand geweſen ſind, kehrten mit dem Ein
druck zurück, daß Frankreich willig genug iſt, eine engere
Wirtſchaftsverbindung mit uns zu knüpfen, umſo not
wendiger iſt es, als auch die gegenwärtigen Erörkterun-
gen in Genf keinen übermäßig erfreulichen Eindruck her
vorrufen. Braſilien und Spanien ſitzen im Schmollwin-
kel, und wenn auch ſie kaum die deutſche Aufnahme im
Herbſt verhindern werden, der Eindruck iſt doch peinlich
genug. Ganz gleich, wie ſich dort die Dinge abwickeln,
ſoll man Locarno politiſch und wirtſchaftlich ausbauen.
Wenn je, gilt hier der Grundſatz von den zwei Eiſen im

Feuer. Richard May
Ein Bärendienſt für Hindenburg.

Loebells Jntrigue zugunſten der Fürſten.
Durch die Veröffentlichung des Briefes des Reichs

präſidenten an den ehemaligen königlichen Staatsminiſter
von Loebell iſt die Frage der Abfindung der Fürſten
häuſer wenn dies überhaupt noch möglich war wei
ter verwirrt und ſo gut wie unlösbar gemacht worden
Das Reichskabinett Marx hatte mit anerkennenswerter
Jnitiative einen ſtarken Anlauf genommen, um noch fünf
Minuten vor zwölf, d. h. in der kurzen Friſt bis zum
Volksentſcheid, das Kompromißgeſetz über die Auseinan
derſetzung mit den ehemaligen Fürſtenhäuſern zur par
lamentariſchen Erledigung zu bringen. Der Reichsrat hat
die Vorlage bereits angenommen und der Reichstag wird
ſich in dieſen Tagen damit befaſſen. Die parlamentari
ſchen Ausſichten des Geſetzes waren durch die anerken
nenswerten Bemühungen des Miniſters des Jnnern, Dr.
Külz, gebeſſert. Vor allem hatte man jetzt endlich den
richtigen juriſtiſchen Standpunkt in der Frage der Ver
faſſungsmäßigkeit des Geſetzes gefunden. Es hatte ſich
der Standpunkt durchgeſetzt, daß durch die Staatsum-
wälzung von 1918 das geſamte Verhältnis der Fürſten
häuſer zum Staat, insbeſondere auch in vermögensrecht
licher Beziehung, auf eine neue Grundlage geſtellt wor
den war, und daß deshalb die Notwendigkeit gegeben
worden war, dieſes Verhältnis zwiſchen Dynaſtie und
Staat auf dem Wege der Geſetzgebung zu regeln. Dieſe
Darlegung der Grundlage und des Zweckes des Abfin
dungsgeſetzes ſollte in einer Präambel dem eigentlichen
Geſetztext vorausgeſchickt werden. Mit dieſer Rechtsauf-
faſſung, die das Kabinett ſich jetzt zu eigen gemacht hat,
wird nicht nur endlich der Standpunkt als richtig aner
kannt, auf den ſich die Demokratiſche Reichstagsfraktion
von vornherein geſtellt hat, ſondern es wird auch eine Lö
ſung gefunden, die juriſtiſch vollkommen einwandfrei iſt,
da ſie ſich auf analoge Entſcheidungen des Reichsgerichts
ſtützen kann. Noch größer aber iſt die praktiſche Bedeu
tung dieſes Kabinettbeſchluſſes, da es in dieſem Reichstag
jedenfalls unmöglich war, die erforderliche Zweidrittel
mehrheit für ein verfaſſungsänderndes Geſetz in der Fra
ge der Fürſtenabfindung durchzubringen.

Damit ſind aber noch keineswegs alle parlamentari
ſchen Klippen umſchifft. Die Regierungsparteien beſitzen
bekanntlich im Reichstage nicht die Mehrheit, ſie ſind des
halb, wenn ſie die Kompromißvorlage zur Annahme brin
gen wollen, zum mindeſten auf die Stimmenthaltung der
Sozialdemokraten angewieſen. Die Ausſichten für eine



meutrale Haltung der größten Reichstagspartei ſind aber
durch die Veröffentlichung des Hindenbürg-Briefes
auf ein Mindeſtmaß verringert worden. Durch das Da
hwiſchenfahren des Herrn von Loebell find alle Bemü
Hhungen der Demokratiſchen Reichstagsfraktion und des
Reichskabinetts, eine erträgliche Regelung der Frage zu
finden und es nicht auf das Lotterieſpiel des Volksent
ſcheides ankommen zu laſſen, durchkreuzt und die ange
knüpften Fäden mit brutaler Hand zerriſſen worden. Das
Reichskabinett wird natürlich auch weiterhin alles ver
ſuchen, um den von böswilligen Jntriganten in den
Sumpf gefahrenen Karren wieder flott zu machen, und es
wird dabei ganz gewiß die vollſte Anterſtützung der Demo
kratiſchen Reichstagsfraktion finden, aber es beſteht kaum
eine Hoffnung, daß dieſe Anſtrengungen von Erfolg ge
krönt ſein werden. Die Haltung der Sozialdemokratie,
ſoweit ſie in ihrer Preſſe zum Ausdruck kommt, zeigt mit
aller Deutlichkeit, daß man dort über den Brief des Reichs
präſidenten aufs höchſte verſtimmt iſt und keinerlei Nei
gung verſpürt, ſich auf irgendwelche Zugeſtändniſſe ein
zulaſſen.

Dabei wird es nicht einmal möglich ſein, der Sozial
demokratie allzu harte Vorwürfe wegen ihrer Jntranſi
genz zu machen. Denn der Brief des Reichspräſidenten
iſt in der Wahl der Ausdrücke nicht geradezu glücklich,
und verteilt Licht und Schatten leider allzu ungleichmäßig.
Mit keinem Wort wird darin der maßloſen und unbe
rechtigten Anſprüche gewiſſer Fürſtenhäuſer Erwähnung
getan, mit keinem Wort iſt darin die Rede von einer ge
rechten, die Notlage des geſamten deutſchen Volkes berück
ſichtigenden Regelung dieſer Angelegenheit. AUmſo ſchärfer
dagegen ſind die Wendungen, mit denen die gewiß über
das Ziel hinausſchießenden, aber doch aus einer nicht un
berechtigten Empörung entſpringenden Forderungen auf
völlige Enteignung der Fürſtenhäuſer verurteilt werden.
Wenn man auf die parlamentäriſche Unterſtützung einer
Partei angewieſen iſt, ſo kann man ihr nicht gut Auf
reizung der Jnſtinkte der Maſſen und „Verſtoß gegen die
Grundlagen der Moral und des Rechtes“ vorwerfen. Auf
einer völligen Verkennung der Volksſtimmung aber beruht
es, wenn in dem Brief von „Undank“ gegen die Fürſten
häuſer die Rede iſt. Dieſer Teil des Briefes ſtammt
offenbar, das zeigen die verwendeten Zutaten recht deut
lich, aus der Küche des Herrn von Loebell ſelbſt, der ſich
nicht geſcheut hat, gewiſſe perſönliche Und an ſich durchaus
verſtändliche Empfindungen des Reichspräſidenten von
Hindenbuürg für ſeine eigenen politiſchen Zwecke auszu
nutzen und den Reichspräſidenten in einer Weiſe in den
Streit der politiſchen Meinungen zu ziehen, die weder der
ſtaatsrechtlichen Stellung des Reichspräſidenten entſpricht,
noch dem Anſehen ſeiner Perſon dienlich iſt.

Durch die Veröffentlichung des Briefes iſt nicht nur
eine wichtige politiſche Aktion der Reichsregierung durch
kreuzt worden, ſondern es ſt auch darüber hinaus eine
höchſt unerquickliche Erörterung über die ſtagatsrechtliche
Stellung des Reichspräſidenten eröffnet worden. Der
Brief iſt ohne Fühlungnahme mit der Reichsregierung
geſchrieben und veröffentlicht worden und ruft in pein
Iicher Weiſe die Erinnerung an die „Daily Telegraph“
Affäre vom Jahre 1908 wach. Der damalige Reichskanz
ler von Bülow hat ſeinerzeit verſprochen, daß der Kaiſer
ſich in ſeinen öffentlichen Aeußerungen Zurückhaltung auf
erlegen werde, und Prinz Max von Baden hat dieſen
Grundſatz dahin geſetzlich feſtgelegt, daß keine kaiſerliche
Aeußerung ohne Gegenzeichnung des Reichskanzlers er
folgen dürfe Was dem Kaiſer recht ſein mußte, wird
auch dem Reichspräſidenten billig ſein.

Zu Hindenburgs Brief nimmt die Preſſe ausführlich
Stellung. Wir verſagen es uns, den Brief deshalb abzu
drucken. Einige Aeußerungen der großen Preſſe ſeien zur
Orientierung unſerer Leſer hier abgedruckt:

Die Frankfurter Zeitung ſchreibt u. a.
Die einzige Stelle in dem Schreiben des Reichs

präſidenten, die wirklich neu und eigen wirkt, iſt die Be
rufung auf ſein Leben im Dienſte der Könige von
Preußen und der deutſchen Kaiſert. Aber dieſeErinnerung wird dem Volksentſcheid keinen Abbruch
tun. Sie kann im Gegenteil dazu führen, der
Kampf um Fürſtenenteignung ſich erweitert zum Kampfe

Fürſtenerinnerung und Fürſtenwieder-
kehr. Wenn Hindenburgs Brief aus dem Volksentſcheid
eine Abſtimmung über Wiederkehr der Monar-
ch ie zu machen droht, dann wird er ſeinen Freunden kei
nen Dienſt erweiſen. Dann wird er Hunderktauſende, viel
leicht Millionen, die heute noch von rechtlichen oder politi
ſchen Bedenken gehemmt ſind, zur Entſcheidung gegen jede
Gefährdung des heutigen republikaniſchen Staates führen.
Dann wird der Reichspräſident nicht bloß ſich ſelbſt, ſondern
auch den Fürſtenfamilien, denen er einſt gedient hat, mit
dem jetzt veröffentlichten Schreiben einen ſchlechten
Dienſt erwieſen haben.

Die ehren werten Perſonen, die mit der Briefintrige
den Reichspräſidenten in einen Gegenſatz zu wielen Mil
lionen deutſcher Staatsbürger, zur Sozialdemokratie be
ſonders, bringen und ihn allmählich für jene von dem
ſtrebſam ſchleichenden Herrn v. Loelbell ſchon An
fang dieſes Jahres empfohlenen Difkta-
turpläne reif machen wollen, haben bereits ihre
Abſichten, die Entfremdung zwiſchen Hinden-
burg und den republikaniſchen Arbeiter
maſſſen, wenigſtens teilweiſe erreicht. Der „Vorwärts“
ſchreibt:

„Herr v. Hindenburg erklärt ſich mit der Veröffent
lichung eines Briefes einverſtanden, in dem die Sozial
demokratie beſchuldigt wird, gegen Moral und
Recht zu verſtoßen, und in dem ihr vorgeworfen wird,
daß ſie „die Inſtinkte der Maſſen aufreize“. Aber dieſe ſelbe
Sozialdemokratie hat Herr v. Hindenburg vor noch nicht
gar zu langer Zeit dringend aufgefordert, inDie Reichsregierung einzutreten Hat er da
mals ihren Charakter noch nicht gekännt, oder glaubt er, daß
ſie ſich ſeitdem geändert habe?

err v. Hindenburg ſpricht in ſeinem Brief von einer
Erſchütterung des „Rechtsſtaates“ die aus dem Volksentſcheid drohen ſoll. Das iſt eine Phantaſie Aber n Brief

ſelbſt erſchüttert das efüge des Verfaſſungs-

gen ſolche Unterbindung der freien Abſtimmung.

Werk knüpften.

T ates und erſchüttert die Traditionen der Feſtigkeit,
Ruhe und Objektivität in der Leitung der Reichsgeſchäfte,
c e Ebert ſeinem Nachfolger als Erbe hinter

aſſen hat
Damit wird der Reichspräſident als ſolcher
in den Kampf und die Auseinanderſetzung
der Parteien hinein gezogen.

Demokraten, beteiligt Euch am Volksentſcheid!

Die Rechtsparteien haben durch Aufrufe ihre An
hänger aufgefordert, der Abſtimmung über die Fürſten
entſchädigung am 20. Juni fernzubleiben. Dieſe Stel
lungnahme der Deutſchen Volkspartei, Deutſchnationalen
Volkspartei, Wirtſchaftspartei und Liberalen Vereinigung
bedeutet eine Sabotage gegen den Volksentſcheid. Die
Gegner der Fürſtenenteignung wollen keine freie, ge
heime Abſtimmung, daher ihre Parole Bleibt zu Hauſe!
Sie üben mit dieſer Parole den ſchlimmſten Texror. Je
der Wähler, der zur Abſtimmung geht, ſoll als Anhänger
der Enteignung geſtempelt und möglichſt als ſolcher de
nünziert werden. Wir wenden uns mit aller Schärfe ge

Aus
Gründen der Sicherung des Wahlgeheim-
niſſes beſteht für jeden Demokraten Wahl
pflicht. Niemand darf am 20. Juni zu Hauſe bleiben.
Die Demokraten haben die Abſtimmung freigegeben
Jeder einzelne kann ſich für oder gegen den Volksent
ſcheid erklären. Für uns iſt dieſe Abſtimmung ebenſo
wichtig als jede andere Wahl. Wir müſſen daher auch für
eine Beteiligung werben, beſonders unter denen, die ſich
von den Rechtsparteien einſchüchtern laſſen. Wir er
wärten von allen demokratiſchen Wählern, daß ſie am
20. Juni zur Abſtimmung gehen.

e e eIII

Rudolf Heſer
Berlin, 3. Juni. Der Generaldirektor der

Reichsbahn, Dr. h. c. Rudolf Oeſer, iſt heute
nachmittag 5. 10 Uhr nach langem ſchweren Lei
den verſchieden.

Dem Andenken eines ſchaffenden Demokraäten.
Noch vor kurzem hatte Rudolf Oeſer als General

direktor der Reichsbahn in dem ſchönen Saal ſeines
Dienſtgebäudes eine größere Anzahl von Männern der
Politik und der Wirtſchaft und der Feder um ſich vereint.
Rudolf Oeſer war damals von ſchwerer Krankheit aufer
ſtanden, aber kaum notdürftig geneſen, ging er wieder an
ſein Werk und er ſprach in dieſem Abend von den Hoff
nungen und den Entwürfen, die ſich für ihn an dieſes

Nun hat er alles das, was an Plänen
hinter ſeiner klugen Stirn arbeitete, nicht mehr verwirk
lichen können, der Tod nahm ihn aus unſerer Mitte Mit
ihm iſt uns einer der beſten Männer genommen, ein
ganzer Mann und ein ſchaffen der Demokrat.

Zu Beginn dieſes Jahres hat die Perſonalpolitik der
Reichsbahn dem Reichstag Gelegenheit zu Ausſprachen ge
geben, denen die Schärfe oft nicht fehlte. Daß mit dieſer
Perſonalpolitik Härten verbunden waren, das hat Oeſer
wohl gewußt, und manchmal hat er in vertrautem Kreiſe
zum Ausdruck gebracht, wie ſehr ihn ſelbſt dieſe Härten
ſchmerzten. Aber dieſe Härten waren entſtanden aus der
Not der Zeit und ſie waren verbunden mit jener Am-
wandlung, die die Deutſche Reichsbahn erleben mußte.
Die deutſchen Bahnen waren zu einem Faktor in der Re
parationspolitik geworden, ſie mußten zu einem großen
Teil die Laſten aufbringen, die auf dem ganzen Volke
lagen. Daß die Reichsbahn einen großen Teil der Laſten
tragen mußte, war Unvermeidbar, vermieden mußte aber
auf jeden Fall eine Jnternationaliſierung der deutſchen
Bahnen werden. Das war Oeſers Ziel, als er ſein Amt
übernahm, an dieſem Ziel hat er gearbeit und dieſes Ziel
hat er erreicht. Als damals die Angriffe im Reichstag
gegen die Reichsbahn erhoben wurden, ſagte er in einer
Unterredung mit dem Schreiber dieſer Zeilen

„Die große Oeffentlichkeit muß allmählich für die
Lage der Reichsbahn Verſtändnis bekommen. Jnsbe-
ſondere liegt der Reichsbahn daran, zu einer Verſtän
digung mit den Volksvertretern in den Parlamenten
zu gelangen. Sie iſt von dem Willen beſeelt, für die
notwendige Aufklärung u. Verſtändigung zu ſorgen. Es
darf nicht der Eindruck entſtehen, als ob die Reichsbahn
verwaltung üblen Willens iſt. And Oeſer ſchloß dann
dieſe Anterredung mit den Worten: „Jch bin der feſten
Ueberzeugüng, daß ſich die von beiden Seiten ausge
ſtreckten Hände finden werden. Wir haben als Deut
ſche alle dasſelbe Zie im Auge: was deutſch iſt,
muß deutſch bleiben. Das gilt auch in erſter
Linie von der Deutſchen Reichsbahn!“

Rudolf Oeſer iſt Zeit ſeines Lebens ein Mann gewe
ſen, der nicht Phantomen nachjagte, ſondern der real
politiſch dachte und handelte. Als Rudolf Oeſer in der
„Frankfurter Zeitung als Journaliſt tätig war, da hat
ihn ſein großer journaliſtiſcher Lehrmeiſter Sonnemann
vor allem immer darauf aufmerkſam gemacht, daß die Ge
danken leicht beieinander wohnen, daß ſich aber hart im
Raume die Sachen ſtoßen. Bei Oeſers Beſchäftigung mit
wirtſchaftspolitiſchen Fragen war die ſachliche Nüchtern
heit von ſelbſt gegeben und Notwendigkeit geworden. Die
Sachkenntnis verbunden mit dem realpolitiſchen Sinn ver
ſchaffte Oeſer dann auch bald Achtung und Beachtung,
als er im Jahre 1902 in den Landtag und im Jahre
1907 in den Reichstag gewählt worden war. Nach der
Stagatsumwälzung kam dann für ihn die große Zeit der
Arbeit. Jm Jahre 1919 würde er in Preußen Miniſter
der öffentlichen Arbeiten und ſeine Hauptaufgabe war
hier die Reorganiſation der durch den Krieg naturnot
wendigerweiſe heruntergewirtſchatftetenn Eiſenbahnen.
Unter ſeiner entſcheidenden Mitwirkung geſchah das Werk
der Verreichlichung der Ländereiſenbahnen und der Waſ
ſerſtraßen. Jn ſeinem preußiſchen Amte wirkte er als

tatkräftiger Forderer des Reichsgedankens. Als d
ſeine preußiſchen Arbeiten erledigt waren, würde er
den Poſten des Landeshauptmanns der Provinz Sach
berufen. Schnell arbeitete er ſich in das neue Amt
ſchuf ſich Vertrauen, und man ließ ihn in Sachſen
ungern gehen, als er im Jahre 1922 zum Reichsmini
des Jnnern berufen wurde. Am 13. Auguſt 1923
tauſchte er dieſes Amt mit dem des Reichsverkehrsminiſt
ums. Das war zu einer Zeit, als die Deutſche Rei
bahn infolge des Rühreinbruchs ihrer ſchwerſten B.
ſtungsprobe ausgeſetzt war. Dann kam die Gründung
Reichsbahn geſellſchaft und mit dieſer Gründung die T
pflichtung, daß die Reichsbahn die Verzinſung und V
tilgung einer Reparationsſchuld von elf Milliar
Goldmark übernehmen mußte. Es gehörte viel Mut
zu, damals das Amt eines Generaldirektors zu ül
nehmen. Oeſer hatte den Mut, weil er von vaterlär
ſchem Pflichtbe wußtſein erfüllt war, und ſo ging er
ſeine neue Aufgabe heran in der Willenskraft, die
ſtets ausgezeichnet hat. Die ſchweren körperlichen
ſtrengungen, die er damals auf ſich nehmen mußte, ha
zweifellos auch ſeinen ſchnellen Tod mit herbeigeführt.

Mit Rudolf Oeſer verliert das deutſche Volk ei
Mann, der ein Mann des poſitiven Schaffens war. T
aber, denen er immer nahe ſtand, wollen auch nicht
geſſen, daß er ſtets ein Mann mit echteſter demokrariſt
Geſinnung geweſen iſt. Er war ein Mann ſeiner Par
aber er war mehr als ein Parteimann. Das Heil
deutſchen Republik ſah er darin, eine einheitliche
ſich o ſſe ne Demokratie zu ſchaffen. Das war gewiſ
maßen ſein politiſches Teſtament, und an uns iſt es,
da Oeſer die Augen für immer geſchloſſen hat, die
Teſtament zu vollſtrecken und in ſeinem Sinne für
ſſchaffende deutſche Demokratie zu wirken

Bei der Trauerfeier für den Verſtorbenen ſprach
Auftrag der Deutſchen Demokratiſchen Partei Reichstas
äbgeodneter Ankon Erkelenz. Den Bezirksverbe
Magdeburg-Anhalt vertrat Landtagsabgeordneter
Bohner.

S

Neichsbahn und Reichsbanner.
Die Leitung des Gaues Brandenburg des Reiſ

banners Schwarz-Rot-Gold hat an Frau Oeſer das ne
folgende Schreiben gerichtet:

„Zu dem Hinſcheiden Jhres von uns hochverehr
Gatten ſprechen wir unſer tiefgefühltes Beileid a
Zu unſerm Bedauern iſt es uns verwelh
worden, wie wir beabſichtigt hatten, an d
Trauerfeierlichkeit teilzunehmen, das W
denken des Verſtorbenen als eines aufrechten Republi
ners, entſchloſſenen Demokraten und eines Mannes
die deutſche Republik mit aufbauen half, wird bei
ſern Mitgliedern ſtets fortleben. S

Die Haltung der Reichsbahn gegenüber dem
banner iſt um ſo eigentümlicher, als der verſtorbe
Generaldirektor Oeſer das Reichsbanner mehrfach p
ſönlich unterſtützt und dadurch ſeine Sympathie für
Reichsbanner SchwarzRotGold zum Ausdruck gebro
hat.

Aegs Berrkcrnentenz an errtee
Das Handwerk und die Hauszinsſteuer.

Die Geſchäftsführung des Reichsverbandes des De
ſchen Handwerks hat in Fühlungnahme mit dem Preu—
ſchen Handwerkskammertäg an den demokratiſchen La
tkagsabgeordneten Knieſt ein Schreiben gerichtet, in d
es u. a. heißt „Wir können Jhre Bemühungen, an ein
gerechtgren Löſung der Hauszinsſteuer mitzuwirken,
mit Genugtuung begrüßen, und ſehen mit beſonderer
friedigung, daß Sie an dem Zuſtandekommen der ſog
len Erleichterungen, die auch dem Handwerk zugute e
men, namhaſt beteiligt geweſen ſind. Dieſe ſozialen
leichterungen ſind ja auch im neuen Hauszinsſtenergeß
vorgeſehen und unſeres Erachtens geeignet, manche H—
ten zu mildern. Für das Handwerk ſind beſonders
Beſtimmungen von Bedeutung, die Steuererlaß o
Steuermilderung bei eigenen Wohnungen und bei
werblich genutzten Gebäuden ermöglichen. Es dürfte
den Augenblick die Hauptſache ſein, in dieſer Richtung
weiter zu bemühen, denn wir keilen durchaus Jhre Anſt
daß Staat und Gemeinden nicht ohne weiteres auf e
Einnahmen aus der Hauszinsſteuer verzichten könne
Dieſe Aeußerung der führenden Handwerksorganiſatt

rechtfertigt das Verhalten der Demokratiſchen Partei
Preußen. Wenn man in dieſem Zuſammenhang da
erinnert, daß Deutſche Volkspartei und Wirtſchaſtspär
die ſich ſo gern als Förderer des Haändwerks aufſpiels
das Hauszinsſteuergeſetz zu Fall gebracht haben, ſo
geben ſich die notwendigen Schlußfolgerungen von ſel

Der Werkſtättenabbau der Reichsbahn im Oſten
eine Kleine Anfrage des demokratiſchen Abgeordneten
del (Charlottenburg) hat der preußiſche Miniſter
Handel und Gewerbe folgende Antwort erteilt
Staatsregierung hat ſich ſofort nach Bekanntwerden ül
weitere erhebliche Arbeiterentlaſſungen in den erwäls
ten Orten mit der Deutſchen Reichsbahn- Geſellſchaft u
der Reichsregierung in Verbindung geſetzt und auf
außerordentlich ſchädlichen Folgen hingewieſen, die es
ſolche Maßnahme nicht nur in wirtſchaftlicher, ſonde
auch in politiſcher Hinſicht auf die dortige Bevölkerus
ausüben muß. Es iſt aber nicht gelungen, die Maßn es
men ganz zu verhindern, weil die Reichsbahn wegen ihr
äußerſt üngünſtigen finanziellen Lage und des außer
dentlichen Verkehrsrückganges nunmehr auch einen ſtär
ren Perſonal und Werkſtättenabbau im Oſten glaubt v
nehmen zu müſſen, den ſie nach ihren Mitteilungen b
her abſichtlich und auf Grund von Beſprechungen mit mee
gebenden politiſchen Perſönlichkeiten des Oſtens geſchek
hat. Es konnte nur erreicht werden, daß die Entlaſſus
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Kredite für den bäuerlichen Kleinbefitz.
Uns wird geſchrieben? Durch die Preſſe läßt der

geichslandbund eine Notiz verbreiten, nach der es ihm
zelungen ſei, durch ſeine Vertreter bei der Rentenbank
editanſtalt durchzuſetzen, daß für den bäuerlichen Klein

an eſitz, der bei der Vergebung der Golddiskontbankkredite

Uummen bis zu 500 A gegen einfachen Grundſchuldbrief
hur Verfügung geſtellt werden. An dieſer Notiz iſt, wie

bir auf das beſtimmteſte verſichern können, nur ſoviel
wahr, daß tatſächlich ſeit geraumer Zeit bei der Renten

hankkreditanſtalt Erwägungen über die Ausſchüttung
nes ſolchen Kredites für die Kleinbauernſchaft ſchweben.
Unzutreffend iſt es aber, daß die Anregung durch die Ver
treter des Reichslandbundes gegeben worden ſei. Sie

i mögen ſich allenfalls zu der von anderen Stellen gegebe
nen Anregung zuſtimmend geäußert haben. Es handelt ſich

n hier wieder um die beliebte Landbundmethode,
Das Verdienſt für alle Maßnahmen und Erfolge auf agrar
politiſchem Gebiet ausſchließlich für ſich in Anſpruch zu
nehmen. Welches Licht dieſe Handlungsweiſe auf den
Charakter der verantwortlichen Landbundperſönlichkeiten
e wirſt, mag dem geſunden Arteil der Leſer überlaſſen

bleiben.
S

Um die Flaggenverordnung.
Ein vorzeitiger Erlaß des Auswärtigen Amtes
Bisher war man in politiſchen Kreiſen der Meinung,

daß gemäß den Erklärungen des Reichskanzlers Luther
die Flaggenverordnung am 11. Auguſt einheitlich durchge
führt ſein ſollte. Reichskanzler Marx hat zwar die Er
lärung Dr. Luthers nicht ausdrücklich wiederholt, aber
es herrſchte überall die Auffaſſung, daß in dieſer Hinſicht

de. Dieſe Auffaſſung war auch in Rechtskreiſen vorhan
den, und die „Kölniſche Zeitung hat noch am letzten
Sonntag der Meinung Ausdruck gegeben, daß die Flag
genverordnung durchgeführt würde, wenn nicht vorher die
Einheitsflagge gefunden worden wäre. Das Auswärtige
Amt hat nun indeſſen die Beſchlüſſe des Kabinetts und
die Arbeiten des Flaggenausſchuſſes nicht abgewartet,

Demokratiſchen Zeitungsdienſt von
die Miſſionen,

heitliche Durchführung werzichtet, ſondern die Verordnung
ſoll ſo durchgeführt werden, daß bis zum 11. Auguſt ſämt

liche Miſſionen in den Beſitz des
gen geſetzt werden. Dieſer Erlaß
Seite mitgeteilt wird, nicht auf einen Kabinettsbeſchluß
zurückzuführen, ſondern es handelt ſich um einen Sonder
erlaß des Auswärtigen Amtes, das allem Anſchein nach
beſonderen Wert darauf legt, die Flaggenverordnung ſo

ſchnell wie möglich durchzuführen
Jn der Flaggenfrage wird das Reichskabinett

darüber zu entſcheiden haben, ob es die Ausarbeitung
von Vorſchlägen einem beſonderen Ausſchuß, zu dem auch

politiſche Verbände und Heraldiker herangezogen werden
ſollen, überlaſſen oder ſelbſt die Jnitiative in der Form

eines Geſetzentwurfes ergreifen will. Es iſt bereits be
richtet worden, daß im Reichsinnenminiſterium drei Vor
ſchläge für eine Einheitsflagge ausgearbeitet worden ſind,
Unter denen der des Reichskunſtwartes die ſtärkſte Beach
tung gefunden hat.

iſt, wie von anderer

Sühne für eine völkiſche Verleumdung.
Eine ſchwere Beleidigung des Dresdner Bürger

meiſters, des Reichsinnenminiſters Dr. Külz, fand in
Dresden ihre Sühne Jm September vorigen Jahres ver
anſtalteten die Dresdner Demokraten eine öffentliche

WVerſammlung, in der Dr. Külz über die politiſche Lage
ſprach. Hierbei waren die Völkiſchen in großen Scha
ren erſchienen. Sie ſtörten von Anfang an die Verſamm
lung und ſprengten ſie ſchließlich Jn der Debatte erhob
der völkiſche Stadtverordnete Volksſchullehrer Blu men

kritt gegen Bürgermeiſter Külz die unerhörte Anſchuldi
gung, Dr. Külz habe beim Ankauf von Grundſtücken für
die Stadt in ſeiner Eigenſchaft als Dezernent der Finanz-
werwaltung 25 000 Proviſion eingeſteckt.
Dieſe unglaubliche Behauptung hatte Blumentritt vor

Gericht zu verantworten. Den Strafantrag hatte der
Dresdner Oberbürgermeiſter, Geheimrat Blüher, in

folge eines Ratsbeſchluſſes geſtellt. Blumentritt ſuchte
ſich herauszureden, wurde aber vollſtändig der
I Verleumdung überführt und zu zwei Mo
M naten, Gefängnis verurteilt. Jn der Begründung
hob das Gericht hervor, daß als ſtraſverſchärfend in Be
kracht komme, daß durch ein derartiges Treiben das

politiſche Leben immer mehr vergiftet
werde. Ein zweiter, bereits mit Gefängnis vorbeſtraf

ter völkiſcher Stadtverorneter, Bonk, der gegen Dr.
Külz den Anwurf erhoben hatte, er habe ſich bei der Auf

nahme von Auslandsdarlehen an Priviſionen bereichert,
konnte bisher noch nicht zur Verantwortung gezogen

werden, da er inzwiſchen ins Ausland geflüchtet iſt

Das Hakenkreuz in der Aula
Die völkiſchen Abgeordneten im Preußiſchen Land

tag beſchweren ſich in einer kleinen Anfrage über den

Rordhauſen, der dem Vorſtand der DeutſchbundGemein
de die Gymnaſialaula nicht zur Verfügung geſtellt hat.
Direktor Trittel iſt Angehöriger der Demokratiſchen Par
tei und Mitglied des Staatsrates.

Jn ſeiner Begründung ſagt Trittel: „Als ich die
Einladung des Deutſchbundes erhielt, war ich ſehr betrof
fen, da alle Druckſachen das Hakenkreuz füh-
ren. Jch kann an der Tatſache nicht vorbeikommen, daß
das Tragen und Zeigen des Hakenkreuzes Lehrern und

das ſtrengſte verboten iſt. Anter dieſen Amſtänden er
ſcheint es mir perſönlich unmöglich, die Aula für eine
Veranſtaltung herzugeben, wo das Hakenkreuz gezeigt
wird. Nach Rückſprache mit der vorgeſetzten Behörde
kann die Aula nur unter folgenden Vorausſetzungen zur
Verfügung geſtellt werden

1. Das Hakenkreug darf in der Aula weder als
Ausſchmückung noch als Abzeichen irgendwelcher Art ge
zeigt werden 2. Auch ſonſt dürfen weder Abzeichen,
Farben, Fahnen und dergleichen in Erſcheinung treten,
die als Demonſtration gegen die deutſche Republik aufge
faßt werden könnten. 3. Jn den Anſprachen, Reden und
Liedern darf nichts enthalten ſein, was ſich gegen den
heutigen Staat, ſeine Verfaſſung und verfaſſungsmäßigen
Einrichtungen richtet.“

Die Völkiſchen ſcheinen daraufhin auf die Be
nutzung der Gymnaſialaula verzichtet zu haben. Sie
ſagen in ihrer Anfrage, daß die Miniſterialerlaſſe über
das Tragen von Abzeichen ſich nur auf die Lehrer und
Schüler bezögen und fragen zum Zwecke einer grundſätz
lichen Klärung an, ob das Staatsminiſterium das Vor
gehen des Gymnaſialdirektors Trittel billige, wenn nicht,
was es zu tun gedenke, um für die Zukunft ähnliche
Uebergriffe der Schulleiter zu verhindern.

Die Antwort des Miniſteriums ſteht noch aus. Hof
fentlich wird den Völkiſchen klargemacht, daß ſtaatliche
Gebäude nicht dazu da ſind, in ihnen antirepublikaniſche
Kündgebungen zu veranſtalten.

Mit Gott für König und Vaterland!
Für die Tagung des Haus und Grundbeſitzerver

eins der rheiniſch weſtfäliſchen Reviers am 30. Mai waren
als Referenten die rechtsſtehenden Abgeordneten Laden
dorf (Wirtſchaftspartei) und Winnefeld (D. Vp.)
beſtellt worden. Der Vortrag des Abgeordneten Lade
dorf nahm nach der „Voſſiſchen Zeitung keine Rückſicht
auf die bisher parteipolitiſche Neutralität der Organi
ſationen. Ladendorff erklärte geradezu, daß nach ſeiner
Auffaſſung Haus und Grundbeſitzervereine heute nicht
mehr unpolitiſch ſein könnten. Vor allem
aber ließ er ſich zu geradezu ſkandalöſen Angriffen auf

den beſtehenden Staat und zu Verunglimpfungen der Re
gierung und des Parlamentarismus überhaupt hinreißen
Die Miniſter ſeien „Puppen und Figürent, der
Arbeits und Regierungsſchacher in dieſem
Deutſchen Freiſtaat treibe Deutſchland in den Abgrund.
Die Republik, die er eine „ſozialiſtiſche“ nännte, exiſtiere
leider noch. Hoffentlich werde es nicht mehr lange dauern,
daß wir wieder ſagen können „Mit Gott für König
und Vaterland. Die redneriſchen Ausſchreitungen
Ladendorffs verdienen weiteſte Verbreitung, damit den
Mitkläufern der Wirtſchaftspartei die Augen geöffnet
werden für die politiſche Einſtellung dieſer angeblich poli
tiſch neutralen Partei

Schülern, ſowie bei allew Veranſtaltungen der Schule auf

Völkiſches Allerlei.
Ludendorff läßt ſich ſcheiden. Nachdem ein Münche

ner Sonntagsblatt die nach Lage der Sache beſſer mit
Diskretionen behandelte Angelegenheit ausgeplaudert hat
kann mitgeteilt werden, daß General Ludendorff. gegen
ſeine Frau, geſchiedene Pernet, Scheidungsklage erhoben
hat.

Völkiſche Sorgen.
Die Deutſchoölkiſche Freiheitspartei hat im Preußi

ſchen Landtag den ganzen Apparat einer ſogenannten
Kleinen Anfrage in Bewegung geſetzt, um der ſtaunenden
Mitwelt zu verkünden, daß bei der Straßenbahn Köln-
Sülz angeblich ein tſchechiſcher Jude den Dienſt eines
Skraßenbahnaufſehers verrichtet. Die deutſche Ausſprache
dieſes Mannes ſei ſo ſchlecht, daß ſie allgemein auffällt.
And nun wird das Staatsminiſterium gefragt, ob es
bereit iſt, die Angelegenheit prüfen zu laſſen und die
völkiſchen Wünſche auf Entfernung dieſes Straßen bahn
auſſehers zu erfüllen. Die Sorgen möchte man haben.

Be
Barleben. K. Die frühere volksparteiliche Abge

ordnetin Frau Katharinag von Oheimb hat in einem-
Schreiben vom 13. März 4925 an den Parteivorſitzenden
Dr. Streſemann ihren Austritt aus der Deutſchen Volks
partei erklärt. Als Grund ihres Austrittes gab Frau
v. Oheimb an, daß die zwieſpältige Haltung der
offigiellen Führung der Deutſchen Volkspartei in der Fra
ge der Reichspräſidentenwahl es ihr unmöglich macht, or
ganiſiertes Mitglied der Deutſchen Volkspartei zu blei
ben Frau v. Oheimb ſoll z. Zt. der Wirtſchaftspartei
angehören.
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Zahlenkunſtſtücke des Landbundes.
Von Ernſt Meincke,

Mitglied des preußiſchen Landtags
Bei der Beratung des Domänenetats im Preußiſchen

Landlag machte der Vorſitzende des Landbundes, Reichs
und Landtagsabgeordneter Verlagsbuchhändler

Hilder- Spiegelberg den bemerkenswerten Zwiſchen
ruf Darüber denken drei Millionen de u t

Bauern im Landbund anders!“ So-
gleich wurde ihm aus den Reihen der Demokraten unker
Der Heiterkeit der Linken zugerufen, daß es ſoviel Bauern

J in Deutſchland überhaupt nicht gibt. tha konnte jedoch den deutſchnationalen Abgeordneten Mil
Dieſe Feſtſtellung

berg, der bei der Beratung des land wirtſchaftlichen Etats
nicht abhalten, die

zu unterſtreichen.
Wie liegen nun die Verhältniſſe tatſächlich? Es gibt

in dem durch den Verſailler Frieden verkleinerten Deutſch
land gemäß der Betriebsſtatiſtik von 1907 rund fünf

Millionen landwirtſchaftliche Betriebe Davon gehören
zu den großen Gütern von mehr als 400 Morgen nur

und 19000 Betriebe. Mittelbäuerliche und großbäuer-
liche Betriebe von 20 bis 400 Morgen gibt es etwa

930 000 und kleinbäuerliche von 8 bis 20 Morgen eben
falls etwa 900 000, alſo zuſammen hochgerechnet 1800 000
bäuerliche Betriebe Der Reſt von mehr als 3 Millionen

Betrieben verteilt ſich auf die 1,8 Millionen allerkleinſten
Gartenbetriebe bis 2 Morgen und 1,2 Millionen Betriebe
von 2 bis 8 Morgen, die natürlich überwiegend nur im
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und Hoffnungen der bäuerlichen und Kleinlandwirte, de
ren Mitgliedſchaft ſie für ſich in Anſpruch nehmen, keines
wegs entſpricht.
Sind die führenden Herren vom Landbund wirklich ſo
ſchlecht über die Verhältniſſe in der deutſchen Landwirt

ſchaft unterrichtet oder glauben ſie nach all den unlieb
ſamen Vorgängen in den Landbundgenoſſenſchaften jetzt

h noch die öffentliche Meinung bluffen zu können? Jeden
falls wird es in unſerer wirtſchaftlichen Notlage nun aber
höchſte Zeit, daß ſie die Parlamente, die Behörden und

die Oeffentlichkeit von den Landbundſchlagworten und
Landbundzahlen freimachen und die deutſche Landwirt
ſchaft richtig einſchätzen lernen. Dann wird es auch gelin
gen, die Maße der land wirtſchaftlichen Betriebe von we

niger als 300 Morgen, die aber zuſammen 75 Prozent der
land wirtſchaftlich genutzten Fläche Deutſchlands bewirt
ſchaften, und die ſich bisher oft recht ſtiefmütterlich haben
behandeln laſſen, zur höchſten Leiſtung zu befähigen im

Intereſſe der geſamten deutſchen Volkswirtſchaft

DerenBezirk Magdeburg.
S. D. P. (Geſchäftsführender Ausſchuß). Sitzung am

Mentag den 14. Juni abends 7 Ahr, in der Geſchäfts
ſtelle
D. D. P. (Stammtiſch). Dienstag, den 15. Juni,
abends 8 Uhr Hotel „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6,

Mitglieder und Freunde herzlich willkommen
Dr. Bohner über Schulfragen,

Jm Rahmen eines Jnformationsabends der Deutſch
demokratiſchen Partei Wahlkreis Potsdam 2 hielt Land

tagsabgeordneter Oberſtüdiendirektor Dr. Bohner einen
Vo l trag über ſchwebende Schulfragen. A. a, führte er
zu Schulgeld aus, bei der jetzt eingeſchlagenen Regelung
laufe der Staat Gefahr, zuletzt zu einer Uebernahme der

Perſonallaſten der geſamten höheren Schulen gezwungen
zu werden. Ob dieſe, die kommunaler Pflege viel
verdankten, ſchon ſo weit ſeien, daß ſte mehr nur erhalten
werden müßten, weniger weiter entwickelt, ſei fraglich.
Der Grundſatz, die geſamten Ausbildungskoſten dem Vater
aufzulegen, vergeſſe den Wert der Ausgebildeten für die
Allgemeinheit und führe zuletzt zur Privatſchule. Zur
Lehrerbildung: er würde es beklagen, wenn die Studenten
der neuen Akademieen nicht friſch von der Schule gekom

T

die es ſchon in anderen Berufen verſucht hätten. Die
Junglehrer müſſe man für Weiterbildung der jugendli
chen Erwerbsloſen heranziehen. Zur Konfeſſionaliſie
rung der Schule in längeren Ausführungen behandelte
Redner die Grundlegung der katholiſchen Theorie durch
Leo III. und ihre philoſophiſchen Grundlagen über Tho
mas von Aquino zurück bis Ariſtoteles. Leo III. habe
aber in dem Schreiben an die amerikaniſchen Erzbiſchöfe
on 1892 über das Vorgehen des Erzbiſchofs Jreland von
St. Paul die von den Demokraten geforderte gemeinſame
Schule aller Bekenntniſſe mit geſondertem Religionsun
kerricht für jedes einzelne Bekennknis ausdrücklich als
Bekenntnisſchule (Confeſſtonales), die geduldet wer
den könnten, bezetchnet, die rein katholiſchen nenne
er dort Eigenſchulen (proprige). Ob man dieſen Brief
e R ä en

e e
Der Stich ins Weſpenneſt.

Die Putſchiſten: „Schluß mit der Anterſuchung! Sehen
Sie denn nicht, was für ein gutes Gewiſſen wir haben

e M

Leos III. im Reichsminiſterium des Jnnern nicht kenne?
Anſchließend an den Vortrag berichtete Herr Oberregie
rungsrat Dr. Varentrapp über die Elternbeiratswahlen.

Die won der Ortsgruppe Magdeburg der D. D. P.
am verfloſſenen Sonntag veranſtaltete politiſche Aus
ſprache war ſehr gut beſucht. Herr Landtagsabgeordneter
Dr. Bohner,
verſtorbenen Reichsminiſters a. D. Rudolf Oeſer. Jn
tiefempfundenen Worten ſchildert Redner das Wirken
dieſes aufrichtigen und ſchaffenden Demokraten. Zu Eh-
ren des Verſtorbenen erhoben ſich die Verſammelten von

Leiter der Verſammlung, gedachte des

ihren Plätzen. Herr Reichstagsabgeordneter Staatsprä-
ſident a. D. Dr. Hummel beſprach in einer glänzenden,
mit gutem Humor gewürzten Rede die neueſten politiſchen
Tagesfragen. Er bedauerte, daß das deutſche Volk, ſo we
nig Verſtändnis für die großen politiſchen Fragen beſitzt,
ſich allzu ſehr mit untergeordneten Fragen beſchäftige.
Die politiſchen Verhältniſſe ſeien ungeklärter denn je und
niemand könne vorausſagen, welche Entwicklung ſie neh
men. Schuld an dieſer Entwicklung habe ein gutes Teil
unſer Wahlrecht. Es iſt anzunehmen, daß das Stärkever
hältnis der Parteien auch bei künftigen Wahlen ſich we
nig ändern wird, ſodaß, um überhaupt regieren zu kön
nen, weiter nichts übrig bleibt, als Kogalitionen zu ſchaf
fen, auf die ſich die Regierung ſtützen kann. Wahrſchein
lich ſet, daß bei einem anderen Wahlrecht die Perſönlich
keit des Abgeordneten wieder mehr zur Geltung, und
vielleicht auf dieſem Wege eine ſtarke Regierungsmehr-
heit zuſtande käme. Die Außenpolitik träte augenblicklich
ſicht ſo ſtark in den Vordergrund. Die Poſition Deutſch
lands in der Welt könnte allerdings ſehr geſtärkt werden,
wenn es Uns gelänge, unſere Lage im Jnnern zufrieden
ſtellender zu ordnen. Hier liegen eine Anzahl ungelöſter
Probleme, die die Gemüter ſehr ſtark bewegen. Redner
wies auf die Flaggenfrage, Fürſtenabfindung und andere
wichtige Probleme hin. Für die Demokratie iſt die Flag
genfrage durch Weimar gelöſt. Man müßte ſich mit die
ſer Löſung abfinden. Jedes Kompromiß ſei von Uebel.
Jn der Fürſtenabfindung wies Redner auf die Regie
rungsvorlage und auf das demokratiſche Bemühen hin,
eine geſetzliche Regelung zu ſchaffen, die leider im Reichs
tag keine Mehrheit fand. Anzunehmen ſei, daß die Re
gierung noch vor dem 20. Juni eine Regelung zu finden

werden, daß es dennoch äußerſt fraglich ſet,

chen von den perſönlichen Jntereſſen in der Politik. Wenn

abends 9 Uhr ſpricht unſer Führer, der Reichstagsabge

verſuche. Am die Wirtſchaft in Stand zu ſetzen, müſſen
alle Mittel angewendet werden. Die Wirtſchaftslage ſei
auch heute noch ſehr bedenklich. Eine ganze Anzahl Jn
duſtrien haben immer noch unter den großen Abſatz
ſtockungen zu leiden, einige liegen ſogar noch vollſtändig
darnieder. Die Folge dieſer ungeſunden Zuſtände wir
ken ſich naturgemäß auf dem Arbeitsmarkt ſehr ſtark aus
und es drängt an uns die Frage, ob wir überhaupt in
den nächſten Jahren in der Lage ſind, die ſtarke Arbeits
loſigkeit zu meiſtern bezw. zu beſeitigen. Alle die Pro
bleme, die man hier in die Debatte geworfen hat, haben
praktiſche Abhilfe nicht gebracht. Obwohl man in Ame
rika heute ſchon der Anſicht iſt, daß nur Deutſchland einen
wirtſchaftlichen Aufſtieg nehmen wird, müßte doch geſagt

das große
Heer der Arbeitsloſen reſtlos unterzubringen. Notwen
dig ſei, daß man den inneren Konſum hebe, das helfe
ſchon etwas. Ferner ſei notwendig, daß wir eine groß
zügige innere Koloniſation betreiben. Es muß, ſoweit
Mittel vorhanden ſind, mit praktiſcher Siedlung begon
nen werden. Damit kann die Abwanderung vom Lande
etwas unterbunden werden. Einige hüunderttauſend
deutſche Bauern in einer kurzen Spanne Zeit anzuſiedeln,
ſei undenkbar, weil dem Staat hierzu einfach die Mittel
fehlen. Mit der Zerſchlagung der Güter ſei allgemein
nichts getan, es müßten auch Gebäude erſtehen, Geräte und
Vieh angeſchafft werden. Soweit der Staat die Mittel
hat, muß er an dieſe Kulturauſgabe herangehen, um die
Landbevölkerung ſeßhaft zu machen. Die Jnduſtrie
könnte in allererſter Linie die ſtädtiſche Bevölkerung auf
nehmen und erſt dann, wenn ſie weiteren Bedarf hat, auf
die Landbevölkerung zurückgreifen. Redner erſuchte, recht
lebhaft an der politiſchen Aufklärung mitzuarbeiten. Es
ſei nötig, für Aufklärung zu ſorgen, damit mehr Klarheit
bei den verſchiedenſten aktuellen Tagesfragen geſchaffen
wird. Es ſei Aufgabe eines jeden Demokraten, praktiſch
mitzuarbeiten. Keiner dürfte beiſeite ſtehen. Jeder ein
zelne habe als Staatsbürger die Pflicht, aktiv in die Po
litik einzugreifen. Allerdings müßten wir uns frei ma

mur die perſönlichen Jntereſſen ausſchlaggebend ſein ſoll
ken, wäre es um die Nation und um den Staat ſehr
ſchlecht beſtellt. Der Weg müſſe frei gemacht werden für
eine ſtarke, den Staat bejahende Demokratie, in der freu
dig alle liberal-ſozial denkende Elemente mitarbeiten.
a Vortrag fand ſehr gute Aufnahme und ſtarken Bei

all. d
Weitere Spaltung der Rechtsſraktion.

Die Rechtsfraktion im Magdeburger Stadtparlament,
eine Koalition won Volksparteilern und Deutſchnationa
len, hat entſchieden Pech. Bekanntlich haben ſich nach den
Stadtverordneten wahlen die Vöoölkiſchen dieſer Rechts
fraktion angeſchloſſen, ſind aber ſpäter wieder aus ihr
ausgeſchieden. Dieſer erſte Spaltpilz hatte ſeine Nach
wirkungen. Für jeden Kenner der Verhältniſſe in der
Rechtsfraktion war es nicht unbekannt, daß dieſes
Konglomerat auf die Dauer nicht beſtehen kann. Die
Gegenſätzlichkeiten innerhalb der Fraktion waren äußerſt
ſtark, ſodaß der frühere Fraktionsführer Dr. Zehle ſehr
häufig ſeine liebe Not hatte, die entſtandenen Riſſe zu
verkleiſtern. Es iſt nicht jedermanns Sache, eine Frak
tion zuſammenzuhalten, in der ſehr viele zerſetzende Ele
mente mitarbeiten. War Herrn Zehle das Glück nach die
ſer Richtung hin etwas hold, ſo hat Herr Hennige um
ſomehr Pech. Nach den Vorkommniſſen der letzten Mo
nate war es vorauszuſehen, daß über kurz oder lang eine
Reihe von Stadtverordneten ſich von der Rechtsfraktion
trennen werden, weil ihnen ein Zuſammenarbeiten mit
der extremen Richtung innerhalb der Rechtsfraktion un
möglich iſt. Wir ſehen davon ab, heute auf einige Punkte
näher einzugehen, möchten nur darauf hinweiſen, daß die
Rechtsfraktion die Abſicht hatte, gegen den ſtellvertreten
den Skadtverordnetenvorſteher, Herrn Leue, vorzugehen
wegen angeblichem Verſäumnis
Stadtrates.
Leue, Herr Faber und Frau Egold gegen den Kandida
ten der Rechtsfraktion waren. Herr Leue und Herr Fa
ber ſind deshalb der letzten Stadtverordnetenverſammlung
ferngeblieben; Frau Egold hat ſich an der Abſtimmung
nicht beteiligt. Die von dem Kartell der Chriſtlichen Ge
werkſchaften vorgeſchlagenen Stadtverordneten Leue und
Faber ſowie Frau Egold und Stadtrat Krull werden, wie
uns zuverläſſig gemeldet wird, aus der Rechtsfraktion
gausſcheiden. Man ſpricht noch von einem weiteren Mit
glied, das ſich dieſem Vorgehen anſchließen wird. Für den
Fall, daß die Rechtsfraktion die völkiſchen Stadtverordne
ten wieder in ihrer Fraktion aufnimmt, ſollen weitere
Austritte folgen. Dieſe Gefahr beſteht, denn die Rechts
fraktion ſteht in ernſter Verhandlung mit den Völkiſchen;

es Haben ſchon gemeinſame Beratungen ſtattgefunden.
Wie uns von einem Mitglied der Chriſtlichen Gewerk
ſchaften beſtätigt wird, findet die Haltung der Herren
Leue und Genoſſen volle Billigung und wir können hin
züſetzen, daß auch Perſönlichkeiten anderer Gewerkſchafts
richtungen volles Verſtändnis für die Haltung des Stadt
werordneten Leue haben.

Demokratiſche Jugend. Am Dienstag, den 15. Juni,

in der Wahl des neuen

ſeien, ſondern, wie man munkle, ſolche,

e

Bekannt war, daß bei dieſer Wahl Herr



ordnete Ernſt Lemmer auf dem Alten Markt in einer
Kundgebung für die Fürſtenenteignung. Jugendmitglie
der, Parteifreunde erſcheint zahlreich

Demokratiſche Jugend, Magdeburg. Sonntag, den
13. Juni, 72 Uhr Treffen am Feuerwehrdepot. Wande
rung nach dem Felſenberg. Freitag, den 18. Junti, 8
Ahr BunterAbend. Sonnabend, den 19. Juni, 6 Ahr-
Fahrt nach Roßlau. Sonntag, den 20. Juni Teil
nahme an der dortigen Tagung. Kundgebung für die
Fürſtenenteignung. Als Redner iſt Otto Stündt vor
geſehen. Beſorgt Euch rechtzeitig Wahlſcheine! Frei
kag, den 25. Juni, 8 Ahr: Rathenau Gedächtnisabend.
Redner: Herr Konrektor Henning.

Mieterverein MagdeburgSudenburg. Freitag, den
18. Juni, abends 8 Uhr „Audenburger Bierhalle“, Hal
berſtädterſtraße 52, Vortragsabend. Herr Landtagsabge
ordneter Dr. Bohner ſpricht über „Die Kinder
und die Wohnungsnot.“

Rennen zu Magdeburg. Am Sonnabend,
Juni, nachm. 3 Uhr, findet in Magdeburg eine große
HerrenreiterTag ſtatt, und für Sonnttag, den 20. Juni,
nachm. 3 Ahr ſind große Jagd und Flachrennen vorge
ſehen.

Otto Stündt aus Nürnberg, Redakteur des „Echo
der jungen Demokratie“, Führer der Jungdemokraten in
Süddeutſchland, kommt am 19. Juni nach Roßlau a. Elbe,
um auf der Anhaltiſchen Tagung der Jungdemokraten
(I9. bis 20. Juni) zu ſprechen. Seine begeiſternde und
hinreißende Art zu reden, veranlaßt die Mitglieder des
„Reichsbundes Deutſcher Demokratiſcher Jugend aus
ganz Mitteldeutſchland nach Roßlau zu kommen. Aber
auch an die ihnen naheſtehenden Freunde der Bewegung
richten die Jungdemokraten die Bitte Kommt am
19. und 20. nach Roßlau! Otto Stündt iſt ein Red
ner, der einen für eine weite Reiſe im höchſten Maße ent
ſchädigt. Die Veranſtaltung findet am 19. um 8 Uhr
im „Deutſchen Kaiſer ſtatt. Für Nachtquartiere wird ge
ſorgt! Wer ſich am Volksentſcheid beteiligen will, ver
geſſe nicht, ſich einen Wahlſchein zu beſorgen Anmel
dungen und Anfragen ſind an Heinz Bru ck, Roßlau,
Mühlenſtraße 49, zu richten.

Gr.Salze. Sonnabend, den 19. Juni, abends 8 Ahr
im „Alten Deſſauer“ öffentliche Verſammlung der
Arbeitsgemeinſchaft republikaniſcher Verbände. Das Re
ferat hat Landtagsabgeordneter Dr. Bohner über
nommen.

Bezirk Halle.

Zur Beachtung!
t An alle Mitglieder und Anhänger der D. D. P.

e im 11. Reichswahlkreis!
Jn Nummer 23 des „P. W. wurde die vom Geſamt

vorſtand des Vereins Halle und vom geſchäftsführenden
Vorſtande des Bezirksverbandes zum Volksentſcheid ge
faßte Entſchließung veröffentlicht. Wir wiederholen nach
ſtehend den Wortlaut und bitten die Vorſtände der Kreis
vereine und Ortsgruppen dringend, dieſe Entſchließung
allen Mitgliedern und Anhängern unſerer Partei in ge
eigneter Weiſe zur Kenntnis zu bringen. Die Entſchlie
ßung lautet:

Nachdem das von der Deutſchen Demokratiſchen
Partei angeſtrebte Kompromiß mit dem Ziel einer an
nehmbaren Abfindung der Fürſten leider durch das
Verhalten der Rechtsparteien nicht zuſtande gekommen
iſt, muß es den Mitgliedern und Anhängern der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei überlaſſen bleiben, ob ſie
beim Volksentſcheid mit „Ja“ oder „Nein“ ſtimmen
wollen.

Jedenfalls empfiehlt ſich vollzählige Beteiligung an
der Abſtimmung.

Zur Erläuterung folgendes: Die vollzählige Be
teiligung iſt infolge des von den Rechtsparteien und den
Verbänden der Fürſtendiener an ihre Anhänger ausge
gebenen Befehls der Stimmenthaltung notwendig ge
worden. Denn dieſer Befehl ſtellt einen beiſpielloſen
Terrorakt dar, durch den jeder Staatsbürger, der zur
Abſtimmung geht, von vornherein als Anhänger
der Enteignung denunziert werden und ſomit
die freie Ausübung des Stimmrechts
unterbunden werden ſoll. Man mag
zur Frage der Fürſtenabfindung innerlich ſtehen wie
man will. Die abſichtliche Verhinderung der Stimm
abgabe bedeutet nichts anderes, als eine Fälſchung
der Volksſtimmung. Dem muß unter allen Am
ſtänden entgegengetreten werden. Abſtimmen ſoll jeder
nach ſeiner Aeberzeugung mit Ja oder Nein. Aber die
Beteiligung an der Abſtimmung iſt eine Ehren-
pflicht, der ſich kein ſein ſtaatsbürgerliches Recht wah
render Menſch entziehen kann.

Jn der Frage der Fürſtenabfindung ſelbſt hat die
Deutſche Demokratiſche Partei in Verhandlungen mit der
Regierung Luther und mit den Rechtsparteien alles ver
ſucht, um dieſe Auseinanderſetzungsfrage in annehmbarer
Form auf geſetzlichem Wege vor dem Volksentſcheid zu
regeln. Alle dieſe Verſuche waren vergeblich. Auch der
letzte Verſuch, die Frageſtellung beim Volksentſcheid da
durch zu verbeſſern, daß durch einen Zuſatz zu dem be
gehrten Geſetz die Länder zu einer angemeſſenen Ent
ſchädigung der Fürſtenfamilien verpflichtet werden ſollten,
ſcheiterte an dem offenen Widerſtande der
Deutſchnationalen und an dem der Deut-
ſchen Volkspartei. Dieſe hoffen, der Volksent
ſcheid werde mißlingen und dann der Weg zu einer reſt
loſen Exrfüllung der Fürſtenforderungen frei ſein. Jn
einer Zeit aber, in der Kriegsbeſchädigte, Auslands
deutſche, Vertriebene, Sparer, Kriegsanleihebeſitzer, Hy
pothekengläubiger, Abgeltungsgläubiger, Beſitzer von
ausländiſchen Wertpapieren und die große Zahl all der
anderen durch Krieg und Kriegsſolgen Geſchädigten durch
Kriegsmaßnahmen und Eingriffe des Staates faſt alles

den 19.

verloren haben, in einer ſolchen Zeit den Fürſten die
großen Vermögen zu laſſen, die ſie nur als Herrſcher an
ſammeln konnten, und die ſie nur als Herrſcher zu re
präſentativen Zwecken brauchten, inuß die Deutſche Demo
kratiſche Partei als ein himmelſchreiendes Unrecht gegen
das verarmte Volk anſehen

Dazu kommt, daß es ſchließlich auch dem gleichgültig-
ſten Menſchen die Galle ins Blut treiben muß, wenn zu
der Rückſichtsloſigkeit der Fürſten beiſpielsweiſe auch noch
die unverſchämte Art der Herzogin Jutta von Mecklen
burg hinzutritt, die den Verſailler Schandvertrag dazu
benutzt, um 15 Millionen Goldmark aus dem deutſchen
Volke herauszupreſſen. Halten die Rechtsparteien und die
ſogenannten Vaterländiſchen Verbände dieſes Vorgehen
einer deutſchen Fürſtentochter für ſo national und für ſo
empfehlenswert, daß ſie es durch den Befehl, ihre An
hänger ſollen der Abſtimmung fern bleiben, unterſtützen
wollen Genau ſo ſteht es mit dem Verhalten des frü
heren Herzogs von SachſenKoburg-Gotha, dem Protektor

S n neneDu

D. D. P.
Sonnabend, den 19. Juni (am Vor

abend der Abſtimmung über den Volks
entſcheid) ſpricht in Halle im oberen Thalig
Saal unſer Abgeordneter Herr

Staatsminiſter

altuelle politiſche
und wirtſchaftliche Fragen.

Die Verſammlung ſindet als geſchloſſene

Mitglieder Verſammlung ſtatt. Eintritt nur
gegen Vorzeigung der Mitgliedskarte. Anhänger
der Partei, die Mitglieder werden wollen, finden
am Saaleingang Gelegenheit zur Aufnahme

Herr Miniſter Dr. Schreiber iſt auch zur
Beantwortung beſonders an ihn gerichteter An
fragen bereit.

S Beginn der Verſammlung abends 8 Ahr.

Ehrhardts, der ebenfalls den Verſailler Vertrag anwen-
det, um ſeinen „lieben Antertanen“ das Fell über die
Ohren zu ziehen.

Eine berechtigte Entrüſtung über ein derartiges
Vorgehen der früheren Fürſten hat auch in politiſch rechts
gerichteten Kreiſen Wurzeln geſchlagen. Das ſteht unleug
bar feſt. Das wiſſen auch die führenden Drahtzieher. Des
halb verſchieben ſie bei ihrer Agitation gegen den Volks
entſcheid die Kampffront und ſprechen nicht mehr von den
Fürſten und ihrem angeblichen Recht, ſondern von der
Gefahr einer allgemeinen Enteignung des Privateigen
tums, für die der Volksentſcheid über die Fürſtenforde
rungen die Vorbereitung darſtelle. Niemand kann
die Sicherung des Privateigentums ern-
ſter nehmen als die Deutſche Demokrati-
ſche Partei. Aber dieſer Verſuch der Rechtsparteten,
ängſtliche Gemüter vor den angeblichen Folgen des Volks
entſcheids über die Fürſtenforderungen graulich zu ma-
chen, muß als grobes Täuſchungsmanöver ge
brandmarkt werden. Zur Durchführung eines Geſetzes,
das eine allgemeine Enteignung von Privatvermögen zur
Folge hätte, beſteht in Deutſchland auch nicht die ge
ringſte Möglichkeit. And wenn ein ſolcher Antrag jemals
auftauchen ſollte, dann brauchen ja nur die Anhänger der
Rechtsparteien zuſammen mit denen der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei zur Abſtimmung gehen, um ihn zu
Fall zu bringen. Uebrigens drücken gerade die Deutſch
nationalen und die Deutſche Volkspartei mit der War-
nung vor einer etwaigen Enteignung der Privatvermö-
gen ihrer politiſchen Anehr lichkeit das Sie-
gel auf, weil ſie es ja waren, die kürzlich im Reichstag
dem völkiſchen Antrage auf Enteignung der Vermögen der
Bank und Börſenfürſten ihre Zuſtimmung gaben.

Worauf es am 20. Juni ankommt, iſt zunächſt die
Pflicht, die Geheimhaltung der Abſtimmung
zu ſichern. Deshalb müſſen auch etwaige Gegner des
Volksentſcheids ſich an der Abſtimmung beteiligen. Sie
wahren damit ihr ſtaatsbürgerliches Recht gegenüber dem
von Rechtsparteien und Rechtsverbänden anbefohlenen
Kadavergehorſam. Und bei der Stimmabgabe muß ſich
jeder klar darüber ſein, daß, wenn die Fürſten ihre For
derungen auf ein vernünftiges und der Armut des Volkes
gerecht werdendes Maß beſchränkt hätten, der Volks
entſcheid vermieden worden wäre. Sie allein haben die
Dinge auf die Spitze getrieben. Deshalb muß unter den
obwaltenden Umſtänden und angeſichts der beiſpielloſen
Rückſichtsloſigkeit ehemals gekrönter Häupter das Volk
ſich ſelbſt und das deutſche Wirtſchaftsleben vor Be
drückungen ſchühen, die ihm den letzten Atem rauben

ſollen. J. Dornblüth.Kirche und Sraatsbürgerrecht.
Halle. Die Paulus Gemeinde in Halle gibt ein Kir

chenblatt heraus, das von Herrn Pfarrer Bach verant

wortlich gezeichnet wird. Jn Nr. O dieſes Blattes wird 55
u. a. auch die Frage des Volksentſcheids behandelt und nen
geſagt, daß man dazu vom chriſtlichen Standpunkte aus
Stellung nehmen wolle und zwar in freier Faſſung an
Hand eines von D. Dr. Michaelis geſchriebenen
blatts des Chriſtenbundes.
die dieſes Flugblatt von dem Zuſtandekommen des An
trags zum Volksentſcheid und von den Fürſtenforderungen 5
gibt, in ihren Einzelheiten hier nicht erörtern. Nur ſo

daß in dieſer Darſtellung zunächſt nurviel ſei bemerkt,
die Forderungen der Hohenzollern behandelt und auch
Unrichtig wiedergegeben werden. Ueber die vom preußi
ſchen Staat den Hohenzollern wiederholt angebotenen
und von dieſen abgelehnten Vergleichsvorſchläge geht man
nämlich hinweg. Daß der frühere Kaiſer ſeit ſeiner Flucht
nach Holland vom preußiſchen Staat als Beihilfe zu ſei
nem Anterhalt monatlich 50 000 Goldmark gezahlt erhält,
iſt nicht geſagt. Daß viele Hohenzollernprinzen bedeu
tende Herrſchaften in Beſitz haben, iſt gleichfalls nicht er
wähnt. Auch die unverſchämte Art des ehemaligen
Thüringer Herzogs und die mecklenburgiſcher Fürſten
ſprößlinge wird übergangen. Aber es ſoll auch von uns
an dieſer Stelle nicht darauf eingegangen werden. Be
ſchäftigen muß man ſich jedoch mit der Aufforderung, die
Herr Pfarrer Bach an ſeine Gemeindemitglieder richtet
und die darin gipfelt, daß er ihnen analog der von den
Fürſtenverbänden anbefohlenen Stimmenthaltung eben
falls empfiehlt, falls ſie gegen den Volksentſcheid ſind,

an der Abſtimmung nicht teilzunehmen.
Oder ſollte jemand, ſo fügt er hinzu, unter dem Terror
anderer doch hingehen, dann ſolle man einen Zettel ohne
jedes Zeichen abgeben, damit dieſer Stimmzettel für un
gültig erklärt werden muß.

Was Herr Pfarrer Bach hier ſeinen Gemeindemit
gliedern empfiehlt, iſt ein Eingriff in die freie Entſchei
dung des einzelnen Staatsbürgers und in die Ausübung
ſtaatsbürgerlichen Rechts. Glauben politiſche Parteien
und Fürſtenverbände, einen ſolchen Eingriff begehen zu
können, ſo iſt dies an ſich ſchon bedauerlich. Frei davon
muß ſich aber U. E. unter allen Amſtänden die Kirche
und müſſen ſich deren Diener halten, ſofern letztere
ſich in öffentlichen Ausführungen an ihre
Gemeinde wenden. Gerade die Parole „Stimm-
enthaltung“ iſt ein Terrorakt, der beſtehende poli
tiſche Gegenſätze aufs neue vertiefen und zur Ueber
wachung des einen durch den anderen Veranlaſſung geben
muß. Man denke nur an höhere, mittlere und untere
Beamte, an Arbeitgeber und Angeſtellte uſw. Auch der
Rat, einen ungültigen Stimmzettel abzugeben, iſt eine
unzuläſſige und völlig einſeitige Beeinfluſſung. Es gibt
ein Fürſtenrecht. Es gibt aber auch ein Volksrecht. And.
wenn Herr Pfarrer Bach die Beteiligung am Volksent
ſcheid eine Beteiligung an Raub nennt, dann erſcheint
uns dieſe Beurteilung ungezählter deutſcher Männer und
Frauen im vorliegenden Falle und in ihrer Auswirkung
auf Pfarrer und Gemeinde als eine verhängnisvolle

J. Dornblüth.
Vorbéreitungen der Fürſtenverbände,

(Vorläufig ſehlt noch Geld.)
Halle. Die Berliner Hauptgeſchäftsſtelle

der Deutſchnationalen Volkspartei richtet
an ihre Landesverbände und Kreisvereine Rundſchreiben,
in denen zunächſt darauf hingewieſen wird, daß die Ent
würfe zum Kampfmaterial gegen den Volksentſcheid
ſeit mehreren Wochen in der Geſchäftsſtelle lagern, daß
man leider aber noch nicht das erforderliche Geld zuſam
men habe, um alle Anforderungen befriedigen zu können.
Es handele ſich um eine Auflage von 80 Millionen
Flugblättern und 90 Millionen Hand
zetteln. Daneben ſoll natürlich auch die Preſſe, bei
ſpielsweiſe die „Deutſche Jlluſtrierte“, gehörig angeſpannt
werden. Letztere ſoll am 12. 6. ſogar eine Sondernummer
herausbringen. Weiter wird in den Rundſchreiben emp-
fohlen, den demnächſt zur Verſendung kommenden Auf
ruf überall von örtlich führenden Per-
ſönlichkeiten unterſchreiben zu laſſen, um
der Sache mehr Nachdruck zu geben. Und ſchließlich wird
dazu geraten, daß ſich möglichſt viele Anhänger
der Rechtsparteien den Wahlbehörden für
das Amt eines Wahlvorſtehers zur Ver
fügung ſtellen.

Man ſieht, welche Anſtrengungen von Rechts gemacht
werden, um das Ergebnis der Volksabſtimmung zu beein-
fluſſen. Die Parteileitungen haben zwar die Parole für
Stimmenthaltung ausgegeben, aber man ſcheint den eige
nen Anhängern nicht mehr zu trauen, befürchtet vielmehr
ein noch ſtärkeres Abſchwenken bei der Abſtimmung über
den Volksentſcheid, als es ſchon beim Volksbegehren
nachgewieſenermaßen der Fall war. Beſonders bemerkens
wert iſt der Rat, möglichſt viele Wahlvorſteherſtellen mit
Rechtsanhängern zu beſehen. Weshalb drängt man
ſich gerade zu dieſen Poſten? And woher
kommen ſchließlich die ungeheuren Geldmittel, die für eine
Agitation, die allein 170 Millionen Flugblätter vorſieht,
notwendig ſind? Es muß in den intereſſterten Kreiſen
doch eine ganz erhebliche Anzahl von Leuten geben, die
ſich das leiſten können.

Halle. Deutſch-Demokratiſche Frauengruppe. Der für
Donnerstag, den 17. Juni, abends angeſetzte
Vortrag von Frau Oberin Dernehl muß umſtändehal-
ber leider ausfallen An Stelle der Abendſitzung findet
aber an demſelben Tage nachmittags 4 Ahr
eine Zuſammenkunft in Bad Wittekind ſtatt. Alle
Mitglieder ſind herzlich eingeladen. Gäſte ſind will
kommen.

D. D. P. Ortsverein Weißenfels. Montag, den 14.
Juni abends 8 Uhr Zuſammenkunft im Sächſiſchen Hof.
Zahlreiches Erſcheinen erwünſcht.

z e rErSVerantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg.

Druck: Buchdruckerei Hugo Alpers (Allg. Ztg.), Delitzſch.
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